
Nur du ich eine solche Qualifizierung und durch einen 
ständigen engen Kontakt mit den Kollektiven der 
Werktätigen und mit Wissenschaftlern und Fachleuten 

-kann die Einheit zwischen Erkenntnisprozeß und prak­
tischem Handeln gewährleistet werden.

*

Das 5. Plenum des Zentralkomitees der SED gibt uns 
also außerordentlich wichtige Hinweise für eine qualifi­

ziertere, wissenschaftlich fundierte Leitung der Tätig­
keit der Gerichte. Die gründliche Auswertung des 
Plenums für die Aufgaben der Rechtsprechung bietet 
die Gewähr dafür, daß wir die Rechtspflege weiter ver­
vollkommnen und es uns gelingt, den Gleichklang zwi­
schen der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung und der 
Tätigkeit der Rechtspflegeorgane herzustellen und das 
Recht zu einem wirksamen Hebel der gesellschaftlichen 
Entwicklung zu machen.

Dt. ROLF SCHÜSSELER, beauftr. Dozent am Institut für Staats- und Rechtstheorie 
der Martin-Luther-Universität Halle

Inhalt und Bedeutung der neuen Verordnung 
zur Bekämpfung von Ordnung swidrigkeiten

(Schluß*)

Der Verordnung zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten vom 5. November 1963 (GBl. II S. 773) sind eine 
Reihe charakteristischer Merkmale eigen, die Aufschluß 
darüber geben, wie die Gesellschafts Wirksamkeit des 
Ordnungsstrafrechts zu erhöhen und das Wesen des so­
zialistischen Rechts umfassender zu entfalten ist. In 
ihnen offenbart sich das Neue und die prinzipielle 
Weiterentwicklung gegenüber der Ordnüngsstrafver- 
ordnung vom 3. Februar 1955 mit aller Deutlichkeit. Sie 
sollen im folgenden in ihren wesentlichen Zügen ge­
kennzeichnet werden.

Die Bekämpfung der Ordnungswidrigkeiten in die 
gesellschaftlichen Zusammenhänge einordnen!
Die gesellschaftlichen Zusammenhänge, in die der 
Kampf um die Zurückdrängung von Ordnungswidrig­
keiten einzuordnen ist, werden in der neuen Ordnungs­
strafverordnung klar herausgearbeitet. Damit wird die 
prinzipielle gesetzliche Orientierung gegeben, warum 
und in welcher Weise das Ordnungsstraf recht als Hebel 
der Entwicklung einzusetzen ist. So heißt es in § 1: 

„Ordnungswidrigkeiten erschweren die Ausübung der 
staatlichen Leitung bei der Erfüllung der Aufgaben 
des umfassenden Aufbaus des Sozialismus und stören 
die Entwicklung und Festigung des sozialistischen 
Gemeinschaftslebens. Die Überwindung der Ord­
nungswidrigkeiten ist Angelegenheit der gesamten Ge­
sellschaft. Die Ursachen und begünstigenden Be­
dingungen von Ordnungswidrigkeiten sind aufzu­
decken und geeignete Maßnahmen zu deren Über­
windung zu treffen.“

Die Präambel enthält außerdem die Feststellung, daß 
Ordnungswidrigkeiten vielfach „begünstigende Bedin­
gungen für das Auftreten von Straftaten“ sind. Das ist 
für die Einschätzung derartiger Verstöße höchst be­
deutsam.
Abgesehen davon, daß mit § 1 der VO die gesetzliche 
Charakterisierung dieser Art von Rechtsverletzungen 
als Ordnungswidrigkeiten eingeführt wurde, ergeben 
sich aus dieser Bestimmung folgende drei Grundsätze:
1. Zumindest der Grundrichtung nach vterden hier 
erstmals die materiellen und ideellen Auswirkungen 
der Ordnungswidrigkeiten näher gekennzeichnet; damit 
wird ihre hemmende Rolle im Prozeß des umfassenden 
sozialistischen Aufbaus mit allem Nachdruck betont. 
Sowohl den Bürgern als auch den Staatsfunktionären 
soll vor Augen geführt werden, daß und warum eine 
strikte Beachtung der jeweiligen staatlichen Leitungs­
maßnähmen und die weitere Festigung der sozialisti­
schen Staatsdisziplin unerläßlich, daß und warum eine 
konsequente Auseinandersetzung mit Ordnungswidrig-
• Der erste Teil dieses Beitrags ist in NJ 1964 S. 226 fl. ver­
öffentlicht worden.

keiten und ihre Überwindung im Interesse eines raschen 
Voranschreitens unserer sozialistischen Entwicklung 
geboten ist. Durch die Anführung bestimmter inhalt­
licher Merkmale wird die nur formale Charakterisie­
rung im § 1 der alten OrdnungsstrafVO (Handlungen, 
für die Ordnungsstrafen angedroht werden) überwun­
den und die erzieherische Wirksamkeit des Gesetzes 
selbst erhöht12.
2. Auch für die Bekämpfung der Ordnungswidrigkei­
ten gilt als unabdingbarer Grundsatz, daß ihre Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen aufgedeckt 
werden müssen. Es reicht nicht mehr aus, das jeweilige 
äußere Tatgeschehen schlechthin zu klären, sondern 
man muß bis zu den Widersprüchen und gesellschaft­
lichen Zusammenhängen Vordringen, aus denen die 
Rechtsverletzung erwachsen ist. Ohne eine solche in­
haltliche Vertiefung der Auseinandersetzung mit Ord­
nungswidrigkeiten läßt sich weder die auch in diesem 
Bereich unerläßliche differenzierte Anwendung ent­
sprechender Reaktionsweisen noch die allseitige Ent­
faltung der vorbeugenden Tätigkeit, welche die Aus­
räumung der Wurzeln von Rechtsverletzungen not­
wendig einschließt, erreichen.
3. Die gesellschaftlichen Kräfte sind für die Über­
windung von Ordnungswidrigkeiten, ihrer Ursachen 
und begünstigenden Bedingungen zu mobilisieren. Die 
Aufdeckung und Auswertung von Ordnungswidrig­
keiten sowie die Auseinandersetzung mit ihnen darf 
nicht länger auf die jeweiligen staatlichen Organe be­
schränkt bleiben, sondern muß immer mehr zu einem 
unmittelbaren Anliegen aller Werktätigen, der gesell­
schaftlichen Kollektive und Organisationen entwickelt 
werden.
Diese grundlegenden Gesichtspunkte werden in ver­
schiedenen Bestimmungen der Verordnung präzisiert 
und inhaltlich vertieft. So bestimmt § 12 Abs. 1 (und 
auch hier wird die entscheidende Weiterentwicklung 
gegenüber §4 der alten VO offenkundig):

„Bei der Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
sind die für die Klärung des Sachverhalts, der Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen der Ord­
nungswidrigkeit und die richtige Einschätzung der 
Persönlichkeit, wesentlichen. Umstände festzustellen. 
Zu diesem Zweck soll mit dem Betrieb, in welchem 
der betroffene Bürger arbeitet, den gesellschaftlichen 
Organisationen und dem Ausschuß der Nationalen 
Front im Wohngebiet des betroffenen Bürgers zu­
sammengearbeitet werden.“

12 Damit ist freilich der materielle Begriff der Ordnungs­
widrigkeiten noch nicht exakt und umfassend gekliirt. Seine 
Ausarbeitung erfordert noch weitere Untersuchungen und kann 
insbesondere nicht losgelöst von den noch nicht abgeschlos­
senen Diskussionen im Strafrecht über den materiellen Be­
griff der Straftaten erfolgen.
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